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III. Abschnitt.

Einkünfte ans Gebühren.

Z. 227.

§)ie unter den Begriff der Gebühren (Z. 86.Nr. 1) fallen¬

den Staatseinkünfte werden von den meisten Schriftstellern zu

den Steuern, und zwar zu den indirecten gerechnet. Dieß ist

nur dann zulässig, wenn man das Wort Steuern in einem

weiteren Sinne nimmt und darunter alle Auflagen versteht

(§. 84.) ; indeß unterscheiden sich die Gebühren so wesentlich

von den anderen Auflagen, daß es immer nöthig ist, sie als

eine besondere Art derselben zu betrachten. Die Gebühren

werden bei solchen Gelegenheiten gefordert, wo der einzelne

Würger mit einer Staatsbehörde oder einer wesentlichen Staats¬

anstalt (") in eine gewisse Beziehung kommt. Sie können als

eine partielle Vergütung für den Aufwand angesehen werden,

welchen die einzelne Aeußerung der Staatsgewalt verursacht,

und haben insofern mit der Bezahlung für geleistete Privat¬

dienste Aehnlichkeit. Dagegen wird eine Negierungshandlung

oder die Staatsanstalt nicht etwa wegen der an sie geknüpften

Gebühr angeordnet, sie geht aus den Pflichten der höchsten

Gewalt hervor und könnte, ohne ihr Wesen zu verändern,

auch unentgcldlich sein, wie denn auch sehr Vieles den Bürgern

ohne Bezahlung erwiesen wird und in den einzelnen Staaten

der Umfang der mit Gebühren belegten Leistungen der Regie¬

rung sehr verschieden ist.

(a) Zm Gegensatz eines bloßen Staatsg cwerb es.



§. 228.
Zn früheren Zeiten, wo es an einem Ueberblicke der Bolks-

wirthschaft und an leitenden Finanzgrundsätzen fehlte, nahm
man eine Manchfaltigkeit von Gebühren für die Staatscafse zu
Hülfe, um diese aus vielen kleinen Canälen zu füllen. Biele
offenbar unzweckmäßige Arten der Gebühren sind in neuerer
Zeit aus den Staatsrechnungen verschwunden («), mehrere
andere Arten dagegen hat man noch ziemlich allgemein beibe¬

halten, z. W. Stempel, Taxen, Sporteln, Weggelder rc. Gegen
dieselben läßt sich im Allgemeinen dieses anführen:

1) Die Eigenschaft, welche dieser Claffe von Einkünften
den Namen der zufälligen erworben hat (§.86.), deutet
die Unvollkommenheit derselben an, indem sie sich nicht nach der

Fähigkeit der Würger richten, zu den Staatslasten beizutragen,
sondern nach einem andern Maaßstabe, der leicht die Wohl¬
habenden unbillig schont, die Dürftigen bedrückt und daher als
willkürlich erscheint.

2) Die wohlthätige Wirksamkeit der Negierung leidet, wenn
man die Benutzung ihrer Anstalten durch eine Abgabe erschwert
oder ganz verhindert; es ist daher im Allgemeinen besser, wenn
die Kosten der Staatseinrichtungen, soweit der eigene Erwerb
der Regierung nicht zureicht, auf dem Wege der Westcuerung
aufgebracht werden und die Leistungen des Staates für die
Einzelnen ganz unentgeldlich geschehen.
(a) Z. B. die Abgaben, welche sonst die Juden, abgesehen von allen Ver-

mögcnsvcrhältnissen, blos für ihre persönliche Duldung entrichten
mußten, wie Leibzoll, Lolcranzgebühr, Opfcrpfcunig rc., vgl. Ver¬
zins, Magazin, V, 260. — Lang, Geschichte der deutschen Steuer¬
verfassung, S. lS8. — v. Kremer, Steuerwescn, 1,43.—In
Frankreich kam beim Regierungsantritte eines Königs unter dem
Namen go)onx nvensment eine Abgabe für die Bestätigung der
von den Vorgängern ertheiltcn Bewilligungen vor; — tranc-tieg
eine Entrichtung des Bürgerlichen, der ein adeliges Gut kaufte n.dgl.

§. 229.

Diese unverkennbaren Unvollkommenheiten der Gebühren
verbieten die neue Einführung der meisten Arten derselben eben¬
sowohl als die Steigerung der schon bestehenden. Jndeß sind
die einzelnen Arten der Gebühren in Ansehung ihrer Wirkungen
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verschieden. Während einige mit solchen Nachtheilen verbunden

sind, daß man ihre baldige Abschaffung dringend anempfehlcn

muß, lassen sich andere da, wo man sich an sie gewöhnt hat,

und wo eine Steuererhöhung Schwierigkeiten findet, einstweilen

beibchalten, woferne man nur die Größe der Entrichtung mäßig

und die Art der Erhebung so wenig als möglich beschwerlich

macht; einige Arten können unter diesen Bedingungen selbst

für ganz unschädlich gehalten werden, weil es in ihrem Wesen

liegt, daß eine geringe Vergütung einer gewissen Staatsleistung

dem Zwecke derselben nicht widerstreitet (»).
(a) In mehreren Schweizercantoncn nehmen die Gebühren eine auffal¬

lend wichtige Stelle ein, z. B. nach den Anschlägen für 1846 in
Waadt31 Proc. der reinen Einnahme, Thurgau 28/, Basel-Stadt
19, Bern IS,', Basel-Land, Luzern 12 Proc. Hottinger a.a.O.—
Belgien 1846 2S Will. Fr. —22 Proc. der rohen E. —Baden,
1848 A.: Ganze Einnahme aus Gebühren 1'913000 fl. oder an 12
Proc. der Bruttoeinnahme des Staates. — Preußen A. 1849 11'/,
Mill.Rthl. —13Proc. — Großh.Hessen, 1848—SOR. 1 089000fll
oder 13/Proc. des rohen Staatseinkommens.— Meckl.-Schwerin
>849 128000 Rthlr. — 4/ Proc.

Z. 230.

Zn den europäischen Staaten kommt eine große Manchfal-

tigkeit von Gebühren vor, von denen in den folgenden §Z. nur

die beträchtlicheren aufgeführt und erläutert werden. Sie lassen

sich je nach der Veranlassung, bei der sie erhoben werden, so
überblicken:

.V) in allen Zweigen der Staatsverwaltung vorkommende;

I. Stempelgefälle, — II. Taxen von Amts-und Würden-

ertheilungen;

6) nur in einzelnen Zweigen der Regierungsgeschäfte an¬

wendbare;

a) aus der Rechtspflege:

III. Gerichtsgebühren, — IV. Eintragsgebühr von Con-

tracten, — V. Erbschaftsgebühr, — VI. Strafen;

k) aus der Sich erheitsp olize i:

VII. Polizeisporteln,— VIII. Wasserbaubeiträge;

o) aus der Volkswirthschaftspflege:
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IX. Straßengeld, — X. Wasserzoll, — XI. Abgabe von

Gewerbsverlcihungen, — XII. von Erfindungspatenten,
— XIII. Beförderungskosten;

ei) aus der Bolksbildungssorge:

XIV. kirchliche Dispensationstaxen.

Z. 231.

I. Stempelgebühr. Diese Abgabe von Schriften, die

einer Staatsbehörde vorgclegt oder von ihr selbst ausgefcrtiget

werden, erhalt durch den vorgeschriebenen Gebrauch des Stempel¬

papiers eine leichte und sichere Erhebung (n). Sie könnte als

eine Vergütung für die Bemühung angesehen werden, die der

Stempelpflichtige den Staatsbeamten verursacht; allein es ist

weder leicht ausführbar, noch auch rathsam und billig, sie genau

nach diesem Umstande abzumessen; auch hat man sie gewöhnlich

nur aufs Ungefahr nach der Wichtigkeit des Gegenstandes, den

eine solche Schrift betrifft, steigen lassen, und zwar

1) wo Bermögensverhältniffe Vorkommen, wie bei Kauf¬

und Miethvertragen, Handwerksrechnungen, Quittungen w.,

nach der Größe der in denselben ausgesprochenen Summe

(Werths- oder Gradationsstempel),

2) in anderen Fallen nach einer Abstufung, bei welcher

einfache Eingaben (Bitten, Klagen rc.) den niedrigsten, Reise¬

pässe, öffentliche Zeugnisse, Vollmachten, Testamente, Concessio-

nen, auch wohl richterliche Erkenntnisse u. dgl. höhere Sätze

bezahlen (El affen st e mp e l) (L).

In mehreren Staaten hat man auch solche Schriften der

Stempelgebühr unterworfen, welche gar nicht dazu bestimmt

sind, bei einer Staatsbehörde eingereicht zu werden, sondern

nur vielleicht zufällig als Beweismittel eines Anspruches dienen

könnten, z. B. kaufmännische Wechsel (c), Frachtbriefe, Regi¬

ster der Kaufleute, Fabricanten, Makler, Gastwirthe u. dgl. (</).

Wenn auch Spielkarten, Zeitungen und Ealender gestempelt

werden, so trägt diese Abgabe, obgleich in die Stempelform

gehüllt, mehr den Charakter einer Aufwandssteuer an sich, weil

sie sich an den Verbrauch einer käuflichen Waare anschließt und
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insbesondere als eine Belegung des Luxus angesehen werden
kann. Es läßt sich übrigens keine bestimmte Gränze für die
der Stempelabgabe unterworfenen Gegenstände ziehen, denn
sie ist eine Form, unter der sich mancherlei Gebühren erheben
lassen und deßhalb gelten die Regeln für die verschiedenen
Arten derselben theilwcise auch von den Stempelabgaben.

(») Diese Art von Staatseinkünften ist nach Box Horn von einem
Holländer erdacht worden, nachdem die Generaistaaten einen Preis
auf die Erfindung einer neuen, nicht drückenden und doch einträgli¬
chen Abgabe gesetzt hatten. Die Einführung geschah 1624. Eine Art
von Stempelpapier kommt zwar schon in der tiov. 44 vor, aber ohne
Erwähnung einer dafür angeordneten Bezahlung. Beckman n, Bei¬
träge zur Gesch. d. Erfind., II, 300—310. — Einführung in Eng¬
land 1671, in Oesterreich 1686. — Uno LuIIooll, ll'axatio»,
S. 273.

(-) Beispiele aus der preuß. Stempelgcsetzgebung, s. Philippi, Samm¬
lung sämmtlichcr neue» preuß. Gesetze über die indirccten Steuern,
S. 4SI ff. (1830). Das Hauptgesctz ist vom 7. März 1822. Einen
Stempel von 5 Silbergr. brauchen Gesuche und Eingaben, Gesinde-
Entlassungsscheine, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Ge¬
genständen, — 15 Sgr. Dienstabschiede, amtliche Atteste, erheblichere
Ausfertigungen, Bestallungen, Cautionsinstrumente, Sessionen,
Kundschaften, Lehrbriefe, Reisepässe, Wollmachten, Wanderbücher
u. dgl., — 2Rth!r. Adoptions-, Ehe-, Erbtheilungs-Verträge, Lci-
chcnpässe, Majorennitätserklärungen, Testamente, — 5 — 20 Rthlr.
Entscheidungen in Civilprocefsen, deren Gegenstand nicht in Geld
geschätzt werden kann, — 10 Rthlr. kriegsrcchtliche Erkenntnisse,
5 —SO Rthlr. Entscheide in Straf- und Jnjuriensachcn.—Den
Gradationsstempel bezahlen mit s-24 Proc. Wechselbriefe, im Lande
trassirt (vor 1830 doppelt soviel), — s/^Proc. Actien, Schuldbriefe,
Quittungen, die einer Staatsbehörde vorgelegt werden, — ^ Proc.
Käufe von Mobilien, soferne schriftliche Abfassung des Vertrages
nothwendig ist, Pacht- und Miethverträge, Auctionsprotokolle, —
s/z Proc. der Prämie, Assecuranz-Polizen, — 1 Proc. Käufe von
Immobilien, Erbpachte, Erbschaften von Ehegatten, Civilproceß-
Entscheidungen bis zu 1000 Rthlr. (bei höherem Belaufe des Ge¬
genstandes re8p. sis und '/g Proc.) — 2—8 Pr. Erbschaften. — In
Frankreich besteht, statt des Claffenstempels, nur einDimensions-
stempel, weilman nämlich sechs Papiersorten hat, vom Octavblatt bis
zum Arn»ck rcKistre von 16 und 22rhein. Zoll. Die Gebühr steigt
von sis bis 1ss.Fr., dabei ist die Zahl der Zeilen gesetzlich beschränkt,
Arnnll ro°1strs bis 35 Zeilen auf die Seite. Der Gradationsstempel
beträgt durchgehends s-s I>- millo. Gesetz v. 13. Ilrnin. VII (3. Nov.
1798), in k! 0 n clo nne 8 u, tloäs <Is Donrögnstromoiit etc. S. 25
(1810). — Do Oürnnllo, Droit aüiniiiistr., IV, 227.

(c) Bon dem in der neueren Zeit immer häufiger gewordenen Wcchsel-
stcmpel leitet man denBerfalldes Wechselhandels her, Ferber, Bei¬
träge zur Kenntnis des gewerblichen und commerciellen Zustandes
der preuß. Monarchie, 1829, S. 234. — Stempel von Lotterielooscn
in Baiern, welcher i. D. 1835—37 146 436 fl. eintrug.
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(6) In Großbritanien ist die Verpflichtung zum Gebrauche des St. sehr
weit ausgedehnt und bildet eine empfindliche Last. Alle Quittungen
über S L. St. hinaus, Anweisungen, Bankscheine (die.Banken können
sich durch eine jährliche Pauschsumme mit dem Stempelamte abfin-
den), Assecuranzscheinc (Betrag 3 Schill, von IVO L. St. der ver¬
sicherten Summe, also l ssz ;>. m.),Zeitungsblätter und einzelne An¬
kündigungen in Zeitungen (früher zu 31/ 2 , seit 1833 1/2 Schill.),
alle Gebrauchszettcl bei Arzneien rc. müssen gestempelt werden, s.
Lrrill^, I. 487. Vgl. Wiederholt), Handb. d. Liter, u. Gcsch. d.
indir. Steuern, 1820. S. 281. — Nach den französischen Stempel-
gesehen sind alle Verhandlungen, Aufsähe, Abschriften, Register rc.,
die vielleicht vor Gericht gebraucht werden könnten pour obliA-nUon,
OvollurKo, sustilicntioü, üemkimlv ou ilul'eim», stcmpelpflichtig, ähn¬
lich in Oesterreich, wo sich die Stempelpflicht gleichfalls aus Privat-
urkundcn erstreckt, jedoch finden viele Befreiungen Statt; s. Wa-
linkovski, I, 122-168.

§. 232.

Die Stempelgebühr, obgleich in mehreren Staaten sehr ein¬
träglich («), ist eine in vieler Hinsicht mangelhafte Art von
Einnahmen. Sie erregt bei unzähligen Veranlassungen ein
lästiges Gefühl von Beengtheit und Bewachung, verursacht
unbequeme Förmlichkeiten, giebt zu vielen (Übertretungen An¬
laß und erfordert eine ausführliche, umständliche Gesetzgebung,
sie trifft ohne Wahl und Unterschied die Würger bei solchen Hand¬
lungen und Ereignissen, in denen auf keine Weise das Kenn¬
zeichen einer größeren Vermöglichkeit liegt (S) und hält endlich
bei starkem Betrage von manchen sonst nützlichen Geschäften ab.
Für die Stempelgebühr läßt sich die einfache Erhebungsart und
bei mäßigen Sätzen die Geringfügigkeit jedes einzelnen Bei¬
trages anführen, der durch längere Gewöhnung noch erträg¬
licher geworden ist und als Ersatz für den Zeitverlust, welchen
eine Privatangelegenheit den Staatsbehörden zuzieht, nicht un¬
billig erscheint. Gleichwohl sind jene Mängel des Stempels
überwiegend und mit einem vollkommenen Finanzspsteme un¬
vereinbar (Z. 229.), und bis ein sehr ausgebildetes Steuerwesen
die Aufhebung dieser Gebühr ausführbar macht, muß man we¬

nigstens ihre Nachtheile zu mildern suchen. Dazu dienen 1) ge¬
linde Strafbestimmungen für den Nichtgebrauch, zumal in solchen
Fällen, wo offenbar nur Nachlässigkeit oder (lnkenntniß, nicht

gesetzwidrige Absicht obwaltet ( 0 ), 2) niedrige Bestimmung des
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geringsten Stcmpelsatzcs (</) und mäßiges Aufsteigen desselben,
3) Aufhebung des Stempels von solchen Schriften, bei denen
die Entrichtung sehr unbequem oder die Ucberwachung schwierig
wäre, ein starker Reiz zu Umgehungen Statt findet oder auch,
wie bei Anweisungen, Wechseln, Assccuranzen, der Verkehr leiden
würde, 4) Befreiung der Dürftigen, der wohlthatigen Stiftungen
und dergl. 5) Aufstellung einfacher, leicht zu behaltender Regeln für
den Gebrauch des Stempels, damit man sich leicht vor Strafen
hülen könne.

Zur Verwaltung der Stempelgebühr gehört Ankauf des
Papieres, Anschaffung und Erhaltung der Stempel, Anstellung
des Personals bei dem Stempelamte, Ablieferung der Stempel¬
papiere an die Verkäufer, denen ein gewisser Nachlaß als Ge-
werbsverdienst bewilligt wird, Aufsicht zur Entdeckung von Ver¬
letzungen der Stcmpelgesctze. Wo vielerlei Schriften dieser Ge¬
bühr unterliegen, da muß auch für nachträgliche Stempelung
von Urkunden rc. gesorgt werden, was jedoch ein besonderes
Personal erfordert.

(«) Ein verhältnißmäßig großer Ertrag rührt zunächst von der Höhe
der Stempelsätze und der Menge von Gegenständen her, die dem
Stempel unterworfen sind, er bildet also insofern das Maaß für die
Last, welche das Stcmpelwescn den Bürgern auferlegt. Jndeß muß
man auch darauf achten, welche andere Gebühren neben der Stem¬
pelabgabe bestehen, da z. B. in Großbritanien diese fast alle anderen
Gebühren ersetzt. Sie brachte (mit Einschluß der Abgabe von Lohn¬
kutsche» in den Städten und von Hausirern) 1847 7-671324 L. St.
ein. Der Ertrag in den Jahren 1838 u. 39 setzte sich so zusammen:
2-104 958 L, von Erbschaften, 1-681 500 L. von der Eintragung
von Contracten, 907 360 L. von Brandversicherungen, 272 417 L.
von Seeversicherungen, 757 874 L. von Wechseln und Bankscheinen,
352 697 L. von Zeitungen und Anzeigen, 495 750 L. von Landkutschen
t/taxe-cond»^), 173 488 L. von Quittungen (reoeipts), 468897
L. von anderen Gegenständen. Die Kosten beliefen sich in beiden
Jahren auf 2," Proc., und es blieb ein reiner Ertrag von 7-044 954
L. übrig. A. des Reinertrags für 18"/z„ 6'/, Mill. — Frankreich,
i. D. 1836 u> 37 32-144 390 Fr., — 1846. 47, 41 Mill. Fr.—33 kr.
auf den K., 1848 nur 30-905 000, Kosten 957 000 Fr. — 3/ Proc.
— Oesterreich, D. 1846. 47 5-7,9000 fl. rein, — 11,° kr. 24'/, fl.
auf den K., Kosten nach dem A. für 1849 4/ Proc. — Preußen A.
1847 4 '-j Mill. Nthlr. mit 1,^ Proc. Kosten, A. 1849 3-557737
Rthlr., Kosten 57 737, also rein 3'/ Mill. — 22,°° kr. auf den Kopf.
— Kurheffen, A. 1849 200000 Rthlr., Kosten 18000 Rthlr.—
9 Pr. — Baiern, D. 1835—37: 962 753 fl., Kosten 8'/, Proc., rein
880 215 fl. — 12 kr. auf den Kopf. Unter den Ausgaben nehmen das
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Papier 47, die Besoldungen SS, der Rabatt der Verkäufer >1,'
Proc. hinweg. — In Baden und Würtemberg ist der Ertrag des
Stempels nicht von den Sportel» auszuscheidcn, die Stempelgesctze
sind aber hier sehr mäßig und mild. — Sachsen, A. 1843—-13
162000 Rthlr., 3? Proc. K. — Gr. Hessen, A. 1846—7 320000 sl.
— Belgien 1846 3 Mill. Fr. — C. Bern A. 184S 77 000 Fr. — !>
kr. auf den Kopf, Zürich 38 000 Fr. — 7 kr., Waadt 60 000 Fr.
— 13,' kr.

(d) Obgleich der Stempel von Kauf-, Micthverträgen u. dgl. sich nach
der Vertrags-Summe richtet, so kann doch die Abgabe nicht als eine
nach der Vermöglichkeit abgemessene Steuer angesehen werden, weil
sie nur die zufällige Bewegung des Vermögens trifft, nicht die Größe
desselben überhaupt, und aus der Eingehung eines solchen Vertrages
auf keine Weise die größere Wohlhabenheit der Contrahcnten zu
vermuthcn ist.

(o) Die Strafe besteht gewöhnlich in einem Vielfachen des nicht ge¬
brauchten Stempels. Bei Gesuchen u. dgl., wo nur aus Versehen
gefehlt wird, sollte nur die einfache Gebühr eincaffirt werden (a.
preuß. G. §. 23).

O') Baiern 3'/? kr., Baden 3 kr., Preuße» 3 Sgr. (I7'/z kr.). — Für
manche Fälle, wo eine mehrmalige Zahlung rc. vorkommt, muß erst
eine Regel zur Berechnung der, die Stempelgebühr bestimmenden
Summe aufgestellt werden.

§. 233 .

II. Gebühren (Taren) von der Ertheilung eines
Amtes odereineS E h r e n v o r z u g e s, z. B. eines Titels,
einer Würde, eines Adelsgrades, eines Ordens. Diese Art von
Gebühren entsprang wie manche andere ans dem Streben, jede
Gelegenheit für die Staatskasse zu benutzen, wo ein erwünschtes
Ereigniß Jemanden eine damit verbundene Ausgabe unfühlbar
macht. Da jedoch die Staatsgewalt keine persönlichen Begün¬
stigungen ausüben, sondern bei Anstellungen und Beförderungen
nur auf die gute Besetzung der Aemter mit den fähigsten Männern
Bedacht nehmen und Verdienste belohnen soll, die Verleihung
solcher Vorthcile oder Vorzüge an Unwürdige dagegen sehr nach¬
theilig auf die Sittlichkeit und auf die Achtung gegen die Ne¬
gierung wirkt, so ist kein genügender Grund zur Erhebung einer
Tare vorhanden. Die Käuflichkeit von Ehrcnvorzügcn ist vollends
verwerflich («). Anstellungsgebühren sind wie vorausbezahlte
Besoldungsabzüge anzusehen. Nur solche Gebühren der oben
bezeichneten Art lassen sich in Schutz nehmen, die so gering sind,
daß sie bloß die Ausfertigung des Beschlusses vergüten, oder bei
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einer Anstellung oder Beförderung als Zuschuß zur Wittwen-
casse erhoben werden, Z. 64.

(a) Frühere Käuflichkeit der Aemter und Würden. Aemtcrhandel im
byzantinischen Reiche; in Venedig verknuste man bisweilen das Pa-
triciat (proennstoli per Uennri und >>er Uixiiitü wurden un¬
terschieden!) und die Vererbung eines Amtes. — Einen Titel oder
den Adel dem darum Nachsuchenden gegen Geld ertheilen, heißt solche
Rangvorzüge in der öffentlichen Meinung zu Grunde richten. — In
Frankreich wird (Ges. v. 2!. April 1832) bei der Ernennung eines
Advocatcn, Notars, KreMer, Iinlssior, Mäklers rc. ein enrögistro-
mout von 10 Proc. der Cautionssumme erhoben.

s- 234.

III. Gebühren aus der Rechtspflege, Sporteln
(ckroits clo grosso in Frankreich) werden von den Bürgern
für die aus sie Bezug habenden Geschäfte der Iustizbeamten ent¬
richtet (Z. 69). Zu ihnen gehören l) die Gerichtskostcn bei
bürgerlichen Rechtsstreiten, die gewöhnlich der unterliegendeThril
zu tragen hat, und die nach der Zahl und Schwierigkeit der
richterlichen Verrichtungen geregelt werden, 2) die Kosten der
Strafrechtspflege im Falle der Verurtheilung, 3) die Vergütung
für Handlungen der sogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit
oder Nechtspolizei, d. h. des Beistandes, der den Würgern bei
der Feststellung von Rechtsverhältnissen geleistet wird, z. B. bei
Erbtheilungen, Testamenten, Vormundschaften, Beglaubigungen
und dergl.

Diese Gebühren ersetzen einen Theil des Aufwandes für

die Zustizverwalturg («). Es würde nicht zweckmäßig sein, diese
Kosten ganz vermittelst der Sporteln aufzubringen, denn das
Vorhandensein der Rechtsanstalt nützt auch denjenigen Staats¬
bürgern, die nicht gerade in einem gewissen Zeiträume von ihr
Gebrauch machen, es sichert ihnen für jeden vorkommenden Fall
den nöthigen Rechtsschutz und hält von vielen Rechtsverletzungen
ab, deren Erfolglosigkeit man voraussieht; ferner würde bei jener
Einrichtung der Aufwand bei Rechtsgeschäften häufig für Einzelne
unerschwinglich werden und selbst die Benutzung jener Anstalten
erschweren (S). Dagegen geht auch die öfters ausgesprochene
Forderung, daß die ganze Rcchtsverwaltung uncntgeldlich sein
solle, zu weit, denn ein besonderer Beitrag ist in Fällen, wo dem
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Einzelnen vor Anderen ein Dienst geleistet wird, oder wo er

widerrechtlich gehandelt hat, vollkommen billig, und bei bürger¬

lichen Nechtsstreitigkeiten würde die Aufhebung aller Sporteln

der Proceßsucht zu große Nahrung geben. Deßhalb läßt sich

die Beibehaltung dieser Elaste von Auflagen unter gewissen Be¬

schränkungen in Schutz nehmen.
(n) Frankreich, 1844 (mit dem enrvKisti-oinvnt einigermassen verfloch¬

ten): K-retkes 4-600 000 Fr., Ii^potliögnos, beim Einträgen und Lö¬
schen derselben, 2 Mill., Ersatz von Gcrichtskosten 2' 120000 . Dazu
das ansehnlicheüroit lixe des onro-ststi-emeiit, 1836 zu I7z/z Mill.
angeschlagen. Die Kosten des Justizwesens waren auf 21 Mill. ange¬
schlagen, aber ohne die, in den Dcpartementsrechnungcn verkommen¬
den Ausgaben für Gerichtsgebäude und für die Strafanstalten. —
Baiern 1832—34 i. D. 1-836 868 fl. Gerichtstaren. — Baden D.
1844—6 R. 367 083 fl. Laren, Sporteln und Stempelgebühren in
gerichtlichen und Verwaltungsangelegenheiten, S73I61 fl. Gebühren
für die Rechtspolizei, wozu noch 89 182 fl. für verkauftes Stem¬
pelpapier und 137560 fl. Strafen kommen, zus. 1 -167000 fl.—
0,°" fl. auf d. K. Die besonderen Kosten dieser Einnahmen betragen
76 060 fl. und mit dem Abgang an unbeibringlichen Einnahmen
119 086 fl. — >0 Proc. Die Rechtspolizeigebühren machen bedeu¬
tend mehr aus als die Kosten der Rechtspolizeiverwaltung, zu
368 000 fl. angeschlagen, worunter 166 800 fl. Gebührenantheil der
Notare und Assistenten.
Würtemberg, R. 1838—40 i. D.:

33 594 fl. gerichtliche, 156 018 fl. Notariatssporteln.,
22 623 „ Ehesporteln 142 645 „ Verwaltungssporteln.,

zusammen 355 800 fl., Anschlag für 1848/49 328900 fl. rein und
2100 fl. Kosten. Jener Ertrag macht 40 Proc. von den Ausgaben
für die Rechtspflege. Der größere Theil der Kosten ist vermuthlich
unter den Justizausgaben enthalten. — Belgien, R. 1839: 195 868
Fr., grolle, 784 387 Fr. gerichtliche Handlungen, 812141 Fr. Hy-
pothekengebühren, zusammen 1-792 396 Fr. — In Preußen war
der Betrag der Sporteln lange Zeit ganz unbekannnt, denn man
hatte ihn im Hauptanschlage der Staatseinkünfte ausgelassen. Er
war im Soll 1836 3-928663 Rthlr., 1840 4-198331 Rthlr., A. für
1847 3-931 830 Rthlr. — 60 Proc. der Ausgabe für das Justizwe-
scn. Auch im A. des K. Sachsen waren die Kosten der Untergerichtc
nur nach Abzug der Sporteleinnahme aufgerechnet. — Gr. Hessen,
1848—50 A.: 75 000 fl.

(b) Z. B. Die übermäßigen Gebühren, welche in Frankreich bei den Un-
terpfandsverträgen Vorkommenund welche die Eintragung biswei¬
len verhindern. Eine Hypotheken-Darleihe von 300 Fr. kostet 19
Fr. 10 Cent. Gebühren, die Abtragung der Schuld 12'/, Fr. v'Aii-
<1i kkret, I, 27.

Z. 23l>.

Zur guten Einrichtung des Sportelwesens in finanzieller

Hinsicht gehören folgende Bedingungen:
Rau, pol. Oekon. LteAusg. III. 21
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1) Niedriger Betrag der Sätze, sowohl im Ganzen, als
verhältnißmaßig bei allen einzelnen Arten von Handlungen und
Geschäften.

2) Die Sportelordnung muß einfach und deutlich bestimmt
und vollständig sein, so daß sie alle Willkühr beseitiget. Die
frühere Vernachlässigung dieser Regel hat oft die Staatsbürger
schweren Bedrückungen preisgegeben. Zu dem Maaßstabe für
die Festsetzung aller Sporteln kann bald unmittelbar der Zeit¬
aufwand der Beamten, bald die Wichtigkeit und Schwierigkeit
deS Geschäftes gewählt werden, weil diese ungefähr mit jenem
Zeitbedarse in Verhältnis; sieht (A). Es ist sowohl für die An¬

setzung und Erhebung, als für die Entrichtung bequem, wenn
bei Rechtshändeln nicht alle einzelnen Verrichtungen, sondern
nur die, welche für Umfang und Umständlichkeit des ganzen Ge¬
schäftes bezeichnend sind, mit einer Gebühr belegt werden (A).

3) Das ältere Verfahren, nach welchem die Sporteln den
richterlichen Beamten als Besoldungstheile zugewiesen waren,
brachte eine starke Versuchung hervor, die Geschäfte in die Länge

zu ziehen und die Gebühr hoch anzusetzcn. Deßhalb ist cs neu¬
erlich allgemein üblich geworden, die Sporteln für die Staats-
casse zu erheben und dafür den Gcrichtsbeamten feste Besol¬
dungen zu geben. Ueberfvrderungen und Unterschleifc werden
am besten verhütet, wenn nur der Ansatz der Sporteln bei dem
Gerichte, die Erhebung aber von einem Steuerbeamten ge¬
schieht, nur ist dieß mühsamer und kostbarer (a). Den für die
freiwillige Gerichtsbarkeit angestelltcn Beamten, z. B. Notaren,
muß ein Antheil an den durch ihre Verrichtungen bewirkten
Sporteln bewilligt werden (,/).

(a) Beispiel: Das badische Gesetz vom 13. Octob. 1840 über die Gebüh¬
ren der Rcchtspolizeivcrwaltung ordnet an 1) eine Wcrthstare für
die Abtheilung von Verlasscnschaften und Gemeinschaften und für
Bcrmögcnsübcrgabcn, je nach dem Betrage des Vermögens von f/,
Proc. bis auf '/zmillohcrab, fürVcrmögensaufnahmcn dieHälfte;
2) eine Taggcbühr von 4 fl.; 3) für Testamente 3—4 fl.; -I) für
Verträge thcilS eine feste, theils eine nach der Vcrtragssumme be¬
messene Gebühr, S) für Rechnungen 40 kr vom Bogen re. Die sächs.
Sportelordnung v. 26. Nov. >840 hat 127 Sätze für streitige Civil-
sachen der Untcrgcrichte, 68 für Untersuchungs- und Denunciations-
sachen, 80 für freiwillige Gerichtsbarkeit.
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(-) Bad. Ges. v. 13. Octobcv 1840 über die Gcrichtssportcln: I) die
Parteien haben bei ihren Eingaben Stempelpapicr zu gebrauchen,
den ersten Bogen zu 15—30 kr. — 1 fl. bei den 3 Instanzen; — 2)
Protokolle werden für die Stunde zu 24 kr. bezahlt; — 3) für ver¬
schiedene Arten von Verfügungen ist die Gebühr res;,. 15—45 kr.,
30 kr. — 2 fl., 1 fl. 15 kr. — 3 fl. in den 3 Instanzen; — 4) für
Endurtheile richtet sich die Gebühr nach der streitigen Summe; wo
eine solche nicht zu ermitteln ist, beläuft sie sich höchstens aufresi».
6, 18 und 24 fl.

0) So in Baden, W. v. 20 März 1834 (Reg. Bl. Nr. 13.) Die Ein-
zugsliste des Sportelcrtrahenten gelangt an die Steuereinnehmer.
Jener erhält der Untererhebcr ebensoviel, der Obercinnchmcr
Vs, der Gebühren, zusammen also 8>/z Proc.

<//) In Baden werden die Gebühren der Rechtspolizei von dem Amts-
rcvisor erhoben, welcher sodann die Antheile der Notare nebst
100 fl. Besoldung) ausbezahlt, s. a. L. v. 25. Nov. I84N V. 5.
Dcc. 1841.

Z. 236.

IV. Die Eintrags-oder Negistergebühr (Confir-
inati o nsta r e in Nassau, Kaufaccise in Waden, Handan-
derun gs ab g a b e in der Schweiz, onrvKistroment in Frank¬
reich zum .Thcile) wird von solchen Kauf-, Schenkungs-, Pacht-
u. a. Verträgen entrichtet, zu deren Gültigkeit gerichtlicher Ein¬
trag (Protokollirung) erforderlich ist fA), und erreicht in meh¬
reren Staaten eine beträchtliche Höhe (ü). Wei Käufen wird
die Gebühr von dem Käufer gefordert, dennoch fällt sie meistens
dem Verkäufer zur Last, weil derselbe gewöhnlich mehr zu der
Abschlicßung des Vertrages gedrängt ist, als der Käufer. Die¬
ser giebt daher in der Regel nicht mehr aus, als ihm nach
Maaßgabe des Reinertrags und eines angenommenen Zins¬
fußes rathsam scheint und zieht dem Verkäufer soviel ab, als er
dem Staate bezahlen muß (a). Diese Auflage, wenn sie das
Maaß einer Sportelgcbühr übersteigt, ist fehlerhaft (,/), denn
G die verkauften, verschenkten oder verpachteten Vermögens-
theile sind schon einer Grund- oder Haussteuer unterworfen, und
der zufällige Umstand, daß sie in andere Hände gelangen, recht¬
fertiget keine zweite Belastung, zumal da die Veräußerung nicht
selten die Folge ungünstiger Vermögensvcrhältniffe ist. 2) Die
Gebühr wird nicht aus den Einkünften der Bürger bestritten,
sondern verschlingt Capital und schadet dadurch dem Gewerb-
fleiße, denn der Erlös des Verkäufers wird in der Regel her-

21 *



vorbn'ngend angelegt, es sei nun von diesem selbst, oder in zwei¬
ter, dritter Hand, und wenn die Gebühr dem Käufer zur Last
fällt, so wird dessen Capital geschmälert. Z) Es unterbleiben
auch der Gebühr willen manche nützliche Ankäufe u. a. Unter¬
nehmungen.

Diese Mängel, obgleich sie nicht schon im täglichen Leben
sichtbar sind, sondern erst durch die genauere Betrachtung er¬
kannt werden, machen die Herabsetzung der Eintragsgebühr
bis zur Größe einer mäßigen Sportelabgabe höchst rathsam.
Ihr Ertrag steigt sowohl mit der Häufigkeit der Verträge, die
z. B. von erhöhter Sterblichkeit, Auswanderungen, Verar¬
mungen rc. ungewöhnlich vermehrt werden kann, als mit den
Preisen der Liegenschaften in Folge des zunehmenden Wohl¬
standes.
(«) In Großbritannien ist diese Abgabe ein Thcil der Stempelgcbühr,

nach dem Werthe des Gegenstandes, ungefähr 1 Proc., aber nicht
genau, da z. B. von INOO bis an 2000 L. St. 12 L. bezahlt werden
(also I? —0,° Proc.), von 2000 an 25 L. rc. ill. tlullovli, Lax.,
S. 277. Das lästige französische enruKislremont wurde am 30.
September 1797 eingeführt. Hauplverordnung vom 12. Dcc. 1798,
doch mit manchen späteren Milderungen. Uebcr das ciroit lixe von
l — 15 Fr. s. §. 234. Das llroit xroportioniw! beträgt V4 Proc.
bei Weidepachten, Viehvermiethungcn, — Proc. bei Assecuranzcn
(von der Prämie), Accorden für Bauten rc. mit der Negierung, den
Gemeinden und öffentlichen Anstalten, Kost-, Lehrverträgen, Han¬
delseffecten mit Ausschluß der Wechsel,— 1 Proc, bei Accorden un¬
ter Privaten, Zeitpachten, Darleihen, — 2 Proc. Kauf von Mobi¬
lien, Rentenverträge, Tausch von Grundstücken, Kauf einer Mäkler-,
Nokarstelle rc., — 4 Proc. Kauf, Cessio» rc. von Grundstücken, Erb¬
pacht rc.; Schenkungen (und Vererbungen) bezahlen nach dem Fi-
nanzges. vom 21. April 1832 je nach dem Verwandtschaftsverhält-
niffe beider Personen, bei Mobilien 2—6, bei Immobilien 4'/,—9
Proc.— Die bad. Verkaufs- oderJmmobilien-Accise (Hauptv. vom
4. Januar 1812) beträgt 2s^ Proc. (l'/z kr. vom Gulden) vom
Kaufe oder Tausche und bei Schenkungen von Grundstücken und
Grundgefällen. Die Gebühr fällt weg, (Gesetz vom 14. Mai 1828),
wenn Immobilien durch Tausch oder Kauf an Descendenten, Ehe¬
gatten oder öffentliche Anstalten gelangen, beim Loskaufe bäuerlicher
Lasten und bei Lauschen, die das Zusammenlegen von Grundstücken
bewirken; ferner, wenn der Untcrpfandsgläubiger bei einer Zwangs¬
versteigerung die Liegenschaften erwirbt, Ges. v. 26. Oct. 1833,
Samml. aller noch gült. Ges. rc., Abschn. IV,

(-) Das französische enrvKistreineiit trifft zugleich die Erbschaften, s. §.
237. Der Ertrag ohne jene war i. D. von 1836 u. 37 110>754562
Fr., wovon 79 Will, auf den Verkauf von Liegenschaften kommen.—
Es ist lehrreich, durch diese Gebühr zugleich den Belauf der verschie¬
denen Verhandlungen in einem Lande kennen zu lernen, z. B. aus
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dem Jahre 1836: I) Ueberteagung von beweglichemVermögen un¬
ter Lebenden, tltulo oneroso, 441 Milk. Fr., — 2) von unbewegli¬
chem Vermögen, ebenso, 1352 Will., — 3) von beiderlei Vermögen
unter Lebenden, tit. Ai-ntuito 54!) Mill.,—4) Pacht, Miethe, 66 t Will.,
.— 5) Schuldbriefe, Wechscl(50 Mil!.), billetsü orilro (129 Will.),
703 Mill., — 6) Bürgschaften, 181 Mill, — 7) Abzahlungen (II-
körutioiia), 724 Mill., — 8) besondere Arten von Verkauf, 61 Mill.,
zus. 4675 Mill. Fr., s. Oompto Aviiöral <Ie I'aüiniu. 6e8 6i>. pour
1827, II, 70. — Die bad. Jmmobilicnaccise mit der Gebühr von den
Erbschaften trug 1830- 312 794 fl., 1832—34 i. D. 400155 fl.,
1836—38 511 503 fl., 1844—46 aber 621 925 fl., also in 12 Jahren
eine Zunahme von 55 Proc.! — Würtemberg, seit I. October 1839,

Proc., vorher I Proc. beim Verkaufe von Grundstücken, Grund¬
gefällen ic., unter der Accisc. Anschlag 1842—44 i. D. 185 000 fl.—
Belgien, enröAistrewvnt, 1846 10'581330 Fr. — Waadt, üroit ckv
inututlon, 1841—45 i. D. 301 000 Fr. — 19 Proc. der Staatsein-
nahmc. — Im Ertrage der Gebühren in Genf (Z. 229 («)) nimmt
das, nach französischen Gesetzenerhobene onruKistrement den größ¬
ten Thcilein. Die Handändcrungsabgabe machte 1846 in Thurgau
7,° Prec., Baselstadt 7, Schaffhauscn 5,^, Baseüand 5, Solothurn 4
Proc. der reinen Einnahme aus, s. die Angaben b. Hotti nger.

(c) Ad. Smith, B. V. cinp. 2. (IV, 227 Bas.). M. Culloch bestreitet
diesen Satz, weil die Verkäufer ebenfalls bedacht seien, einen dem
Reinertrag entsprechendenPreis zu erhalten, llreutiseok... tnxutioii,
S. 2'4. Es läßt sich hierüber kein allgemeines Gesetz aufstellen. In
manchen Fällen ist der Käufer begieriger zu kaufen, als der Verkäu¬
fer zu veräußern, und dann wird jener die Abgabe auf sich nehmen
müssen. Aber in der Regel kann der Käufer eher zwischen verschiede¬
nen Anlegungsartcn des Vermögens wählen, während der Verkauf
öfter durch die Umstände geboten ist. In Bezug auf die nachtheilige
Wirkung ist es gleichgültig, wer von beiden durch die Gebühr Ver¬
lust leidet.

(ä!) A. Smith, a. a. O. — Bernoulli, Archiv, III, 24.—Bad. Verh.
1831, Beil. VII, 56.

Z. 237.
V. Erb sch afts gebühr. Diese alte und in den meisten

Staaten übliche, bald in Stempelsorm, bald als Bestandtheil

der Eintragsgebühr vorkommende Entrichtung («) pflegt nach
dem Verwandtschaftsgrade der Erben abgestuft zu werden, so
daß in gerader Linie oder wenigstens von der Berlassenschaft
der Aeltern, Großältern rc. gar nichts, bei entfernter Verwandt¬
schaft aber oder bloß testamentarischer Erbfolge am meisten be¬
zahlt wird. Sie greift zwar ebenfalls das Capital an (ö),
schadet jedoch in geringerem Grade, als die Eintragsgebühr,
weil erfahrungsmaßig das ererbte Vermögen, als ein neuer Zu¬
wachs, keineswegs so vollständig wie der Erlös aus Liegen¬
schaften werbend angelegt zu werden pflegt. Diese Gebühr ver-
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ursacht keinem Einzelnen das Gefühl einer Entbehrung und
man kann es nicht für ungerecht erachten, wenn der Maat die
lediglich dem positiven Rechte angehörende Erbfolge der Sei-
tenvcrwandten oder aus einem letzten Willen mit der Beding¬
ung verbindet, daß ein kleiner Theil einer Verlassenschaft für
öffentliche Zwecke abgegeben werden müsse, und zwar eine desto
größere Duote, je geringere Hoffnung und Ansprüche der Erbe
auf die Erbfolge besaß. Aber nur eine solche Gebühr, die noch
auS den Renten bestritten werden kann, also etwa ein oder zwei
Procente nicht übersteigt, ist von jener nachtheiligen Wirkung
auf die Capitale frei (a), auch kann eine stärkere Abgabe nicht
mehr als Gebühr angesehen werden und nimmt vielmehr daS
Wesen einer Vermögenssteuer an, Z. -105. Die Abzugsgebühr
von Erbschaften, die ins Ausland gehen (ck), wird immer mehr,
so wie die Abgabe von dem Vermögen der Auswanderer, durch
Vertrage unter den Staaten abgeschafft.

VI. G eld strafen. Gründe einer gelauterten Staatsklug¬
heit machen cs unrathsam, von dieser Strafart bei Verbrechen
und Vergehen häufigen Gebrauch zu machen (e), so wie auch
die allgemeine Vermvgensconfiscation fast gänzlich aufgehoben
worden ist (/).

(«) Die Vieeminn Iiereüitntum in Rom bestand seit August, doch mit
Befreiung der Ascendcnten und Desccndenten. In Baden kommt
schon 1622 ein „Lacherbengeld" vor. Die heutige badische Erbschafts-
accise läßt Desccndenten frei und fordert von den erbenden Ascen-
dcnten, Geschwistern, Neffen, Richten und Ehegatten l kr. vom
Gulden (IVz Proc.), von andern Erben 3 kr. (5 Proc.). Ang. Ges.
vom 4. Januar 18l2. Verdopplung dieser Gebühr, !8S0. —
Baier. Stcmpclgcsetz vom >1. September 182S (Landtagsabschied)
§. 7: Geschwister und deren Kinder zahlen Proc., Erben des 3.
und 4. Grades '/? Proc., über den 4. Grad 3 Proc., Nichtverwandte
5 Proc. — Franzos. enrvAistreinont: Geschwister, Ohm und Muhme,
Neffe und Nichte resp. 3 und 6'/^ Proc. (bewegliches und unbeweg¬
liches Vermögen), Nichtvcrwandte rv8p. 6 und 9 Proc-, Gesetz von
1832. Betrag der Erbschaften im Jahre 1838: 1071 Will, in gera¬
der Linie, — 134 Will, unter Ehegatten, —- 284 Will, an Seitcn-
verwandte, — SI Mill. an Nichtvcrwandte, zusammen IS 10 Will.
Fr., wovon 971 Mill. oder 63 Proc. in Liegenschaften. Nur bei Nicht¬
verwandten beträgt das bewegliche Vermögen mehr als das unbe¬
wegliche, resp. 29 und 22 Mill. und die ganze Erbschaft von Nicht-
verwandten ist 3'/z Proc. der Verlasscnschaften. — Die britische
Stempclgcbühr von Erbschaften ist sehr verwickelt. Die probate
Unix von Testamenten ist gegen 1'/- Proc., die Gebühr von Erb-
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schäften nb iiUvsInin 2—3, die loxnu^' tlui)' ! —10 Proc. Diese 3
Abgaben brachten 1813 2^1-13 127 b. St. ei», »I. vnllucb, kn-
xnt. 288.

(/-) Graf v. Hog e n d orp sk.cllro« nur In prospöiiiö puliligiio, II,-I l'
crwicdert bicrauf: Der Erbe könne das volle Capital sich erhalten'
er brauche nur auf den Zins von > oder 2 Jahren zu verzichten. Aber
wie selten wird ein Erbe sich entschließen, auf diese Weise die Wir¬
kung der Abgabe aufzuheben! Meistens betrachtet inan nur das als
die wahre Erbschaft, was nach Abzug der Kosten und Gebühren
übrig bleibt.

(c) Vcrgl. v. Ulmenstci n, Von Steuern und Abgaben, S. 203 (Nimmt
diese Abgabe nur dann in Schutz, wenn sie zu wohlthätigen Zwecken
verwendet wird. Dies; muß in einem wohlgeordneten Finanzwesen
immer der Fall sein)

(,/) vLtiuuius, Rachschoß. Vor Alters wurden solche Erbschaften wohl
auch ganz vom Fiscus eingezogen, .jus nlbiiinzii. — Die deutsche B.
Acte Art. 18 hebt für die deutschen Staaten unter einander Nach¬
steuer und Abfahrtsgcld (Anbolln emi»rnt!oii!8) auf.

(«) Ausgenommen Wuchcrgcsetzc, Confiscation bei Zoll- und Accisebe-
trug rc.

(/') Nur etwa das Vermögen der ohnehin in der Regel unverehelichten
Deserteure ausgenommen.

8 . 238 .

VIl. Gebühren der Polizeiverwaltung (Polizei¬

sporteln) und Polizeistrafen. Jene kommen bei der ei¬

gentlichen oder Sicherheitspolizei, in welcher die Behörden von

Amtswegcn für das allgemeine Wohl thatigsi'nd und sich wenig

mit dem Bortheil einzelner Personen beschäftigen, nicht so häufig

vor. als bei der Rechtspflege, und müssen sehr niedrig ange¬

setzt werden, uiN die wohlthätigen Wirkungen der gemeinnützigen

Anstalten nicht zu schwächen Geldstrafen sind bei der Ucber-

tretung von Polizeivorschriften die häufigste Strafart und auch

in den meisten Fällen zweckmäßig.

VU1. Wasserba «beitrage von denjenigen Grundeigen-

thümern, die durch eine Wauuntcrnehmung, z. B. einen Damm,

einen Stromdurchsiich u. dgl. Schutz ihrer Grundstücke erhalten.

Solche Beiträge sind überhaupt bei großen Ausgaben, die zu¬

nächst nur einem .Theile der Staatsbürger in einem genau be¬

stimmbaren Maaße zu Gute kommen, nicht zu mißbilligen, doch

sollte nicht der ganzeAufwand auf diese Weise bestritten werden,

weil die Wirkung solcher Maaßregeln immer zugleich der all¬

gemeinen Wohlfahrt nützt (S).
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(a) A. B. bei Pässen, der Leichenschau, Fleischschau, Waffenpässen zur
Ausübung der Jagd (die z. B. in Frankreich gegen I /z Mill. Fr.
cintragen) u. dgl.

(b) Baden, vergl. 8. 7!!. — Der Beitrag muß von allen Grundeigentkü-
mern derjenigen Gemeinden gelcistetwcrden, deren Gemarkung ganz
oder auch nur zum Lheile in dem Uebcrschwcmmungsgebiete eines
Flusses liegt.

8. 239.

IX. Weggeld (Straßen-, Chausseegeld) und

Brückengeld. Man hat diese Abgaben von dem Gebrauche

der Kunststraßen früherhin als Ausfluß eines Straßenregalcs

angesehen, welches jedoch, nach dem oben aufgestellten Begriffe

eines Regales (§. 167.), nicht anerkannt werden kann, denn

die durch eine unabweisbare Pflicht geboteneSorgedcs Staates für

die Landstraßen (II. §. 269.) zieht eine nothwendige Staatsaus¬

gabe nach sich (Z. 79.), auch ist der Straßenbau keine einträg¬

liche Unternehmung, da er gewöhnlich mehr kostet, als das

Weggeld eintragt («). Dieses erscheint folglich nur als eine

Gebühr für die Benutzung einer Kunststraßc und dient, die hiermit

verbundene Verschlechterung derselben thcilweise zu vergüten,

weshalb die Gebühr sich nicht nach der Art der versendeten

Gegenstände, sondern nur nach ihrem Gewichte und der Beschaf¬

fenheit der Fuhrwerke richtet.
(«) In Baden z. B. kosteten die Straßen gegen 340 000 fl., das Weg¬

geld trug 180 000 fl. oder an SK Proc. der Ausgabe. Verhandl. d.
2. K. 1828, UI, 72. — Sachsen, A. 18-13—S Weggeld 200 000 Rthlr.
Brückengeld 12 000 Rthlr. — 40 Proc. der Kosten des Straßen- u.
Brückenbaues. In Preußen trug das Weggeld 1841 — 46 i. D.
1-168840 Rthlr. rein. Nach dem A. für 1849 1-361000 Rthlr.
Rohertrag und 9? Proc. Kosten. Der Rohertrag auf die Meile
Straßcnlänge war 1848 i. D. 741 Rthlr., in der Osthälfte des
Staats 833, in der Wcsthälfte S82 Rthlr., max. R. B. Breslau,
1198 Rthlr. rein, min. Koblenz, 327 Rthlr. Der Straßenbau kostet ohne
neue Anlagen 1 - 800000 Rthlr. — Oesterreich, Betrag der Mäuthe
(mit Einschluß des Wasserzollcs) 1846. 47. i. D. 2-468 000 fl. rein,
Kosten des Straßenbaues 6-872000 fl. Belgien, Weggeldertrag
1846 1 -862 000 Fr. — Mccklenburg-Schw. A. 1849 44 445 Rthlr.
Weggeld, 60 684 Rthlr. Unterhaltungskosten. — Kurhessen, A. 1849
90 000 Rthlr. Weggcld, 162000 Rthlr. Unterhalt der Straßen. —
Gr. Hessen, 1848—50 175 000 fl. Weggcld — 56 Proc. der Un-
ter-h.-K.

§. 240.

Das Weggeld ist in Ansehung seiner volkswirthschaftlichen

Wirkungen als ein Theil der Frachtkosten anzusehen, welche in



der Regel von den Käufern im Waarenpreise vergütet werden. Die
Aufhebung des Wcggeldes muß daher 1) die Preise der Waaren
zu Gunsten der Zehrer erniedrigen und hiedurch zum Vortheil
der Erzeuger den Absatz erweitern («), namentlich auch den
Verkauf ins Ausland, bei dem man insgemein mehrfache Eon-
currenz zu bestehen hat. Dieser Vortheil wird von den ent¬
legenen Gegenden eines Landes und von den Erzeugern solcher
Waaren, die im Verhältnisse zu ihrem Gewichte nur einen nie¬
drigen Preis haben, am meisten empfunden. 2) Sie veran¬
laßt die häufigere Durchfuhr ausländischer Waaren, welche nicht
allein den an den Straßen liegenden Drtschaften mancherlei Ver¬
dienst verschafft, sondern auch zum Zwischenhandel und zum An¬
knüpfen anderer Handelsverbindungen manchen Anlaß giebt.
3) Sie bereitet den Reisenden eine Kostenersparniß. Erwägt
man hiezu noch die beschwerliche und kostbare Erhebung
des Weggeldes (ä), so muß man die Aufhebung desselben für
sehr zuträglich erachten (a), auch ist es nicht unbillig, den
Straßenbau aus den allgemeinen Staatseinkünften zu be¬
streiten, weil der Nutzen der Straßen mittelbar allen Bewoh¬
nern des Landes durch den niedrigeren Preis vieler Güter fühl¬
bar wird. Hat ein Staat das Beispiel der unentgeldlichen
Straßenbenutzung gegeben, so kann zur Erhaltung des Waarcn-
zugcs die Nachahmung dieser Maaßregel in den Nachbarländern
nothwendig werden (,/). Da indessen ein mäßiges Wcggeld
nur auf großen Strecken und nur bei Waaren von einem sehr
niedrigen Preise eine beträchtliche -Verthcuerung verursacht (e),
so kann das Fortbestehen dieser Gebühr, bei sonst guter Ein¬
richtung, wenigstens nicht als Hemmniß der Betriebsamkeit an¬
gesehen werden, es ist also zugleich daraus Rücksicht zu nehmen,
wie beim Aufhören des Weggeldes der Ausfall gedeckt werden
kann, und ob keine anderen Einnahmsquellen vorhanden sind,
deren Nachlaß noch dringenderes Bedürfniß ist.
(a) Das Weggcld unterscheidet sich wesentlich von einer, auf irgend eine

Waare gelegten Steuer, denn es trifft solche Vorräthe gar nicht, die
auf keine Chaussee kommen, z. B. das in den Dörfern verkaufte und
verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner die in der Nähe des
Marktortcs wohnenden Erzeuger weniger und erhöht ihren reinen
Ueberschusi.
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(-) Baden, 1828—30 >'. D. roher Ertrag 226 191 fl., reiner Ertrag
199936 fl., also die Kosten 11,°Peoe., wobei die Beiiiühung der
Obcreinnehmcr nicht angeschlagen war.

(o) Für diese Aufhebung die Reden im XI!. B. der baicr. Verhandlun¬
gen von 1828.

(,I) Zn Frankreich wurde das Wcggcld nach der Wiedereinführung von
1797 im Zahre 1806 aufgehoben, auf dringendes Verlangen der
Dcp.-Räthe, zur Erleichterung der Landwirthschaft, vgl. 8. 186 (/-).
Es hatte 15 Mill. Fr. cingcbracht.— Der Zollvcrtrag zwischen
Baicrn und Würtembcrg von 1828 setzte fest, daß das Weggeld beim
inneren Verkehre aufhören und nur noch bei der Einfuhr und
Durchfuhr durch einen Zollbeischlag, ferner von Reisenden beim
Eintritt in das Vercinsgebict erhoben werden solle. Nach dem bair.
Ges. vom 1. Juli 1834 wird das Wcggcld getrennt vom Zolle beim
Eintritte in das Land erhoben, und zwar für die geogr. Stunde von
Lastfuhrcn bei 4 oder weniger Zugthicrcn l's/, kr. von jedem, bei 5
oder 6 Lhicrcn 3^ kr. vom Stück, und von Reisenden 3 fl. für das
Pferd, doch mit einer Rückvergütung von 3 kr. für jede Stunde, um
die der zurückgelcgte Weg unter 60 Stunden beträgt. Nach späteren
Ermäßigungen fällt das Weggeld bei der Einfuhr weg und beläuft
sich bei der Durchfuhr auf 12^ kr. vom Ccntner. Der Ertrag war
18^/,^ noch 101 000 fl., 18"/zo und I8^/„ aber wegen der Herab¬
setzungen i. D. nur 73 700 fl. Berh. d. Dep. K. 1840, VII, 356. —
Die provisorische badische Verordnung vom 22. April 1830 sprach
die Aufhebung des Weggeldes aus und wurde 1831 durch die Kam¬
mern genehmigt, Verhandl. d. 2. K. XX, 362).

(s) Das bad. Wcggcld betrug 2 kr auf das Pferd und die Stunde. Bei
einer Ladung von 20 Ccntncrn auf jedes Pferd machte dieß auf den
Ccntner bei 10 Stunden 1 kr. Das prcuß. Wcggcld (min. 1 Sgr.
vom Pferd auf die Meile) belaufe sich unter Annahme gleicher La¬
dung für den Ccntner bei 40 Meilen auf 7 kr. rc>

Z. 241.

Wo das Weggeld noch nicht ganz zn beseitigen ist, da könnte

man wenigstens den Gedanken faste», die lästige Erhebung des¬

selben auf den Straßen zu entfernen, indem die Ausländer

beim Eintritte in das Staatsgebiet zur Entrichtung angehalten

würden, der die Inländer treffende Thcil aber auf die Besitzer

von Zugvieh umgelegt würde. Ein mißlungener Versuch (A)

zeigt die Schwierigkeiten dieser Maaßregel, die, wenn man nicht

das richtige Verhältnis) zwischen den verschiedenen Elasten derer,

welche die Straßen benutzen, zu Grunde legte, leicht eine oder

die andere sehr bedrücken könnte. Es wären deßhalb sorgfältige

Vorarbeiten nothwcndig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohn¬

kutscher, Besitzer von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Ge¬

brauch rc. zweckmäßig zu vertheilcn, und dennoch wäre es nicht

wohl möglich, die auf diese Weise in eine Zugviehsteuer umge-



wandelte Gebühr zu einem genauen Stellvertreter des Weg-
geldeS zu machen, indem die von den Straßen weiter entfernten
Biehbesitzer vcrhältnißmäßig zu stark in Anspruch genommen
würden. Ackcrpfcrde müßten, da sie die Straßen weniger be¬
treten, niedriger angesetzt werden, noch niedriger Zugochsen.
Eine Abgabe dieser Art wäre leicht mit den Steuern einzufor¬
dern, man ersparte die Erhebungskostcn des Weggeldes und
konnte die Gebühr um soviel niedriger ansetzcn, es würden
aber immer viele lästige Ungleichheiten bleiben, so daß die Nütz¬
lichkeit dieser Einrichtung noch sehr zweifelhaft scheint.

(«) Bäurische Zugviehstcucr als Weggeldsurrogat (Hauptverordnung
vom 16. August 1808), aufgehoben in Folge der Landtagssitzung
vom 1822, in welcher die allgemeine Unzufriedenheit mit dieser Ab¬
gabe sich laut ausgesprochen hatte, hauptsächlich wegen der zu star¬
ken Belastung der Ackcrpferde und Ochsen. Sie trug 1818—20
455 000 fl. Verh. v. 1822, VI, 292. Beil. III, 286.

8. 242.

Wo das Weggeld fortbesteht, da ist hauptsächlich Folgendes
zu beachten: 1) der Tarif ist nach dem Grade, in welchem jede
Bcnutzungsart die Straßen verschlechtert, abzustufen, aber zu¬
gleich im Ganzen billig anzusetzcn («). 2) Fuhren, für welche
das Weggeld aus einer Staats-Cafse bezahlt werden müßte,
sind von demselben frei, z. B. Hof-, Militarfuhren, Postwagen
und Dienstreisen der Beamten, mit der nöthigen Vorsicht gegen
Mißbrauch (/,). 3) Jedem, der einen längeren Weg zurück¬
zulegen hat, wird erlaubt, das Wcggeld sogleich für die ganze
Strecke zu entrichten. 4) Die Einnehmer erhalten eine nach der
Menge ihrer Verrichtungen abgemessene Belohnung O). ü)
Die Quittungen für das entrichtete Weggeld dienen zur Ucbcr-
wachung der Einnahmen. Diese Quittungen müssen daher ent¬
weder regelmäßig abgcliefert (z. B. von Fuhrleuten), oder
wenigstens den Reisenden häufig abgefordert werden (/().
(«) Es giebt in dieser Beziehung keine feste Gränze, nur ein Mehr oder

Weniger, doch kann z. B. eine Gebühr von kr. per Ccntner und
Meile für mäßig und wenig störend gelte», da sie ungefähr 2—3 Proc.
der Fracht beträgt.—Preuß. Tarif vom 28.April 1828: für 1 Meile
I Sgr. von jedem Kutschenpferde, bei Fuhrwägen wenigstens eben¬
soviel, nur wird bei schmalen Radfelgen und einer Bespannung von
mehr als 4 Pferden für vicrrädcrige, von mehr als 2 Pferden für
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zwciräderige Wägen 2 — 3 Silbergr. entrichtet. — Nach dem bair.
Aollgesetze vom I t. Scpt. 182b gab der Centner auf die Stunde bei
den meisten Gegenständen ',4 kr.

(») Auch gewöhnlich Armen-, Feuerlvschungs-, Leichen-, Düngcrfuhren.
(v) In Belgien wird die Weggcldseinnahme verpachtet. Jndeß kann bei

gehöriger Controle auch der bezahlte Einnehmer zur nöthigcn Sorg¬
falt angehaltcn werden und an wenig besuchten Straßen macht cs ihm
eine Nebenbeschäftigung möglich, sich mit einer Einnahme zu begnü¬
gen, die ihn nicht völlig ernährt. Seine Vergütung wird entweder
nach der verrechncten Summe oder nach der Zahl der ausgestellten
und eingcsordertcn Zettel rc. bestimmt; z. B. früher in Baden, l82i:
von jedem Manualeintrage '4 kr., von jedem eingesammeltcn Zettel
>4 kr., ferner von jeder Abrechnung 18 kr. und eine Hcbgebühr von
>4—l H4 kr. vom Gulden.

(</) Nach der üblichen Einrichtung werden dem Einneh mer die Quit-
tungszettel zugezählt und er muß bei der Abrechnung den Betrag
der Stücke, die er nicht mehr vorräthig hat, vergüten. Gegen den
Untcrschleif, daß er für die Zettel weniger verrechnet, als er ein¬
nahm, schützt die öftere Vergleichung derselben, am besten so, daß
von jedem Zettel eine Abschrift im Manuale aufbewahrt wird, bad.
Straßengeldordnung §. 11 und angef. Instruction §. 6 ff.

§. 213.

Außer dem Weggelde wurden auch die Straßenfrohnen
der in der Nahe einer Kunststraße liegenden Gemeinden als ein
Ausfluß desfrüherhin angenommenen Straßenregales (§. 238.)
betrachtet. Sie werden entweder bloß auf die Beifuhr der Ma¬
terialien für den Straßenbau beschränkt und den Besitzern von

Zugvieh allein aufgelegt, oder sie bestehen auch in Handarbeiten
des eigentlichen Straßenbaues, sowohl der ersten Anlegung wie
der jährlichen Unterhaltung. Der oft ausgesprochene Grund,
daß die Landbewohner Zeit genug übrig hätten, um zu dem
Baue der ihnen vorzüglich nützlichen Straßen mitzuarbeiten, ist
bei einem guten Betriebe der Landwirthschaft, wo es für jede
Jahreszeit und Witterung Geschäfte giebt, nicht richtig. Die
Landwirthe sollten nicht allein belastet werden, denn alle die
Besitzer von Zugvieh, alle Gewerbsleute und selbst alle Zehrer
in den benachbarten Ortschaften empfinden den Wortheil der
Straße. Die Befreiung der landwirthschaftlichen Fuhren vom
Weggelde ist für die große Beschwerde der Frohnen ein unzu¬
reichender Ersatz (er), und diese verlieren auch durch Werlegung
auf die Zeit, wo die Feldarbeiten größtenteils ruhen, keines¬
wegs ganz ihr Lästiges, zumal da es der Willkühr der Beamten



überlassen bleibt, ob sie entferntere Gemeinden beiziehen wollen,

auch die Leistung in einer schwach bevölkerten Gegend für jeden

Einzelnen weit stärker wird, als da, wo längs der Straßen viele

Ortschaften liegen (S). Könnte eine solche .Beihülfe zu den

Kosten des Straßenbaues nicht entbehrt werden, so wäre es an¬

gemessener, allen Gemeinden in der Nähe einer Straße einen

Steuerbeitrag aufzucrlegen (a), etwa mit der Unterscheidung

mehrerer blassen nach der Entfernung, und mit der Erlaubniß

die Geldleistung durch Arbeiten abzuverdicnen, Z. 76.
(a) In Baden wurde jene Befreiung nur auf 20 000 fl. angeschlagen, der

Belauf der Frohnen aber auf mindestens 200 000 fl.
(b) Vgl. bad.Berhandl. 1628, III, 2».—77.— Wirklich aufgehoben wur¬

den die Straßenfrohnen 1831.
(a) Bgl. Jachariä in den angef. Verh. III, 67.

8. 2K1.

X. Gebühren bei der Benutzung der Gewässer

(II, 8- 280.) sind dem Weggelde ähnlich und nach gleichen

Grundsätzen zu beurtheilen. Es gehören dahin:

1) Flußzölle («), welche, dieser Benennung ungeachtet,

nicht wie die wahren Zolle nach der Beschaffenheit der Waaren,

sondern bloß nach den verschifften Gewichtsmengen bemessen

werden müssen, obgleich man, um den Berkehr zu befördern,

zu Gunsten mancher Waaren von sehr niedrigem Preise eine

Ermäßigung des gewöhnlichen Wasserzolles bewilliget, II, 8- 281.

Neben der niedrigen Festsetzung dieses Zolles ist besonders da¬

raus zu achten, daß er mit dem geringsten Zeitverluste von den

Schiffern erhoben werde. Die Erhebungsstätten dürfen nicht

zu nahe an einander sein und die Entrichtung muß so einfach

als möglich nach dem Gewichte der Ladung, wie es sich aus den

einzelnen Berladungsscheinen und dem Verzeichnisse aller ge¬

ladenen Frachtstücke (Manifest) crgiebt, geschehen. Zudiesem

Behufs wird die Form des zu führenden Manifestes vorge¬

schrieben, es werden für Gegenstände, die man nicht zu wägen

pflegt, z. B. Holz, Reductionssätze auf Gewicht oder auch so-,

gleich die Zollsätze selbst aufgestellt, um alle Willkühr zu be¬

seitigen, auch wird für die besondere Gebühr, die jedes Fahr¬

zeug nach Maaßgabe seiner Größe noch neben der Abgabe von



den Frachtstücken zu entrichten hat, der Tarif und das Ver¬

fahren bei der Untersuchung der Ladungsfähigkeit (Eichung)

vorgeschrieben. Auf den durch mehrere Gebiete laufenden

Strömen ist es nur durch vertragsmäßige Bestimmungen mög¬

lich, die Abgaben schonend einzurichten (S); auf Winnenströmen

ist ihre Aufhebung wie die des Weggeldes zu beurtheilcn (§.210,

2II.), doch kann sie, bei geringem Betrage der Gebühr, wegen

der ohnehin sehr wohlfeilen Wasserfracht, nicht für dringend

nothwendig gehalten werden. Canalzölle und Schleußen-

geldcr können sich in den Händen von Privaten befinden,

wenn solche Communicationsmittei von ihnen angelegt werden,

doch unter der Aufsicht des Staates, II, §. 277. An den Aus¬

ladeplätzen kommen Krahn-, Waggelder ic. hinzu.

2) Hafen- oder Ankergelder (Tonnengeld),

welche man nach der Größe der in einem Hafen cinlaufenden

Schiffe erhebt. Es fand hierin, so wie in den verschiedenen ähn¬

lichen Schifffahrtsabgabeii, gewöhnlich eine Verschiedenheit der

Ansätze für in- und ausländische Fahrzeuge Statt, welche jedoch

neuerlich durch Schifffahrtsverträge zwischen einzelnen Staaten

meistens aufgehoben worden ist, II, Z. 283. Die niedrige Fest¬

setzung dieser Gebühren muß unfehlbar dem Besuche der Häfen

förderlich werden (a).

3) Gebühren der Müller (Mühlenzins, Wasser¬

laufzins) für den Gebrauch des Wasserö (ff).
(») Z. B. außer den Rheinzöllcn in Baden R.1844—46 133608 fl.

Wasserzölle mit 8063 fl. Kosten. Großh. Hesse» 1843—47 26 000 fl.
Waffcrzoll. —Frankreich, Fluß- und Canalzölle 1844 A. 6 673 000 Fr.
— In Belgien hat die Herabsetzung des Zolles auf der Sambre auf
10 Cent, von der Lonne und Wegstunde (!- Sept. >840) de»
Verkehr und selbst den Zollertrag vermehrt. Preußen A. 1847 mit
Brücken- und Hafengeldern 686214 Rthlr., 20825 Nthlr. Erhc-
bungskosten, ferner 620164 Rthlr. conventionsmäßige Abgaben auf
Rhein, Elbe, Weser und Mosel mit 1 >2321 Nthlr. Kosten und Lasten,

(ä) S. II. §. 281.— Rhcinzoll in Baden, 1844—46 R. >06367 fl.
wovon aber 68038 fl. Antheile anderer Staaten und >3 383 fl.
andere Kosten abgehcn» — Großh. Hessen 1848—30, A. 211000 fl,
rein. Nassau >841, A. rein 108800 fl.

(e) Tonnengelder u. a. Schiffahrtsabgabcn in den französischen Häfen
1844 A. 3-573 000 Fr.

<A) Z. B. im Herzogthum Nassau 1841, A. 23 600 fl. - Man hat sonst
wohl auch ein förmliches Mühlenregal angenommen, aber die zur
Anlegung neuer Mühlen erforderliche obrigkeitliche Genehmigung
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beruht nur auf polizeilichen Gründen; vcrgl. Möser, Patriot.
Phant. II. Nr 63.

§. 2-15.

XI. Die G ew erb sv crleih ungsgebü hr für die Er¬

laubnis; zur Betreibung von Gewerks-, Handels- und Dienstge-

schäftcn sollte nicht als eine vorausbezahlte Steuer von dem

Gewerbsertrage behandelt werden, weil sie dann ungerechter

Weise alle einzelnen Unternehmer gleich belastet, wie verschieden

auch ihre Einnahmen sich gestalten mögen. Hohe.Taren dieser

Art (>,) können nur bei einer, die vorhandenen Unternehmer

auf Kosten der Abnehmer begünstigenden Beschränkung dcS

Mitwerbens erschwungen werden und bilden selbst ein solches

Beschränkungsmittel, welches keine Billigung verdient.

XII. Gebühren für die ErtHeilung eines Er¬

findung sv orr e ch teö. Wenn bei dieser Maaßregel die

Zweckmäßigkeit der Erfindung nicht vom Staate untersucht

wird, so hat eine Gebühr den Bortheil, das Nachsuchcn von Pa¬

tenten für unbedeutende und unergiebige Neuerungen zu ver¬

hüten (II, Z. 20-1.), doch sollte sie immer mäßig sein und nicht

auf einmal, sondern in jährlichen Beitragen während der Dauer

des Privilegiums erhoben werden (-).

XIII. Weförsterungsgcbühr, eine Abgabe der Ge¬

meinden und Stiftungen, deren Waldungen durch Forstbediente

deS Staates mit bcaufsichtet und bewirthschaftct werden, an

die Ctaatscafse, um einen verhältnißmäßigcn Zuschuß zu der

Besoldung dieser Beamten zu bilden. Da solche Forsten ohne¬

hin aus volkswirthschaftlichcn Gründen unter der näheren Auf¬

sicht der Staatsforstbehörden stehen müssen (ckl, 8- 155.), so ist

es zweckmäßig und es erspart an den Kosten, wenn sie auch der

Verwaltung der von dem Staate angcstclltcn Förster unter¬

geben werden, ohne daß den Gcmcindevorständcn dadurch die

Mitwirkung zu der Wahl der Benutzungsart oder auch im

Falle eines großen Waldbesitzeö die Wefugniß zur Aufstellung

eines eigenen Gcmcindeförsters entzogen würde. Der Beitrag

muß genau geregelt werden, damit kein Borwand zu ungebühr¬

lichen Forderungen übrig bleibe (ck).



336

(a) Z. B. in Frankreich vor der Revolution, vgl. II. §. 184 (a).
(K) Frankreich, 1844 A. 600 000 Fr.
(c) Diese Entrichtung ist keine Steuer, wenn sie auch nach dem Fuße der

Grundsteuer mit erhoben wird.— llode sorestier, Art. l06: Die Bc-
försterungsabgabeder Gemeinden und Stiftungen wird alljährlich
durch das Finanzgesctzbestimmt und nach der Grundsteuer aufgelegt.
Vorher bestanden verschiedene andere Einrichtungen,namentlich10
Proc. von den Holzvcrkäufen, welche dem Staate mehr eintrugen, als
ihn die Beförsterungkostete, da der Rohertrag der Communal-und
Stiftungswaldungen auf 60 Mill. Fr. angeschlagen wird, s. <Ie
Vuulx et I'osllx, 6o<le sorostier »unole. I, 26. 92. ( 1627). Er;
trag A. 1844 1-659000Fr. — Bad. B. v. 14. Mai 1828: Statt der
bisherigen verschiedenen und ungleichen Abgaben ein fester Beitrag
(von 6 kr. auf 100 fl. Waldsteuercapital) außer den Diäten für erheb¬
liche Geschäfte. Gemeinden,die herkömmlich einen eigenen Förster-
Halten, sind frei. Bgl. Verhandl. von 1828, II. 72. Betrag 1844—
46 D. 18621 fl.

(,/) Es können bei der Volkswirthschaftspflege noch mancherlei andere
Gebühren Vorkommen, z. B. die im franz. Finanzgesetze erwähnten
Eichungsgebühren(ürolts so voriiiontion lies polss et mesnres),
die nach der bad. Maaßordnung (2. Januar 1829, 8- 27) an die
Gemeinde und die Eicher fallen, Frankreich A. 1814 1 Mill. Fr.

§. 246 .

XIV. Die Dispensationen von verschiedenen, die Ver-

heirathung betreffenden Beschränkungen, z. B. verbotenen Ver¬

wandtschaftsgraden, frühem Alter, der Trauerzelt, mehrmaligem

Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu gewähren, die in ihrem

Betrage unerheblich ist und nicht aufgegeben zu werden braucht,

indem sie das zu häufige Nachsuchen solcher Dispensationen ver¬

hindert, welches bei einer, auf guten Gründen beruhenden ge¬

setzlichen Verfügung immer nachtheilig wirkt («). In wich¬

tigeren Fällen kann da, wo die Taxe drückend werden würde,

durch Nachlaß geholfen werden fS).
(») Besser ist es freilich, solche Verbote, von denen man oft dispensiren

muß, lieber nicht sortbestehcn zu lassen.
(ä) Sonst gehören noch zu den Gebühren aus der Bolksbildungssorge

manche andere Entrichtungen, die gewöhnlich nicht in der allge¬
meinen Staatsrechnung erscheinen, z. B. Prüfungsgebühren, Ein¬
schreibgebühr bei Lehranstalten u. dgl.
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